Anfrage an die Oberfinanzdirektion Hannover und die Minijobzentrale zur 
Versteuerung der Einnahmen aus Tagespflege nach § 23 SGB VIII
Im Rahmen unserer Tätigkeit als landesweite Beratungsstelle wurde deutlich, dass sich bestimmte Fragen zu der Versteuerung der Jugendamtsgelder aus Kindertagespflege häufen und wiederholen. 
Besonders geht es immer wieder um die steuerliche Behandlung der Einkünfte von Kindertagespflegepersonen, die als Angestellte der Personensorgeberechtigten die Kinderbetreuung übernehmen. Diese Fragen haben wir zusammengefasst und an die Oberfinanzdirektion Hannover und auch an die Minijob-Zentrale geschickt. 
Rechtlicher Hintergrund ist die geänderte einkommenssteuerrechtliche Behandlung derjenigen Einnahmen der Tagespflegepersonen, die aus öffentlicher Finanzierung entstammen und bis zum 31.12.2008 als steuerfreie Beihilfe i. S. v. § 3 Nr. 11 EStG angesehen wurden. Sie müssen ab dem Veranlagungszeitraum 2009 bei der Ermittlung der Einkommenssteuer ebenso berücksichtigt werden, wie Leistungen für die Betreuung aus privater Finanzierung (Rundschreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 17.12.2007; IV C 3 – S 2342/01/0001). In dem Schreiben heißt es u.a.: „ Diese Geldleistung ist als steuerpflichtige Einnahme aus freiberuflicher Tätigkeit im Sinne des § 18 Abs. 1 EStG zu qualifizieren.“ Soweit Kindertagespflegepersonen, wie es häufig der Fall ist, als selbständig Tätige die Betreuung leisten, werden, egal ob Pflegegeld aus öffentlicher oder privater Finanzierung, die Einnahmen addiert und unter der Berücksichtigung eventuell vorhandener sonstiger steuerlich zu berücksichtigender Einnahmen die persönliche Steuerlast ermittelt.
Hier nun die Anfrage:
„… Wie in dem erwähnten Schreiben des BMF gibt es auch angestellte Kindertagespflegepersonen („Betreut die Tagespflegeperson ein Kind jedoch in dessen Familie nach Weisung der Personensorgeberechtigten, ist sie in der Regel Arbeitnehmer, die Personensorgeberechtigten sind Arbeitgeber.“). 

Dazu zwei Beispiele mit Fragen:

1.)

Eine Kindertagesperson (sogen. Kinderfrau) hat nur ein Tagespflegeverhältnis als bei den Personensorgeberechtigten angestellte Kinderfrau. Von diesen erhält sie Arbeitsentgelt in Höhe von monatlich 380,00 € im Rahmen eines Minijobs. Darüber hinaus gewährt das Jugendamt für dieselbe Betreuungszeit eine laufende Geldleistung gemäß § 23 SGB VIII in etwa gleicher Höhe (Erstattungen für Sozialversicherungsbeiträge gemäß § 23 Abs. 2 Nr. 3 und 4 ausgenommen/ inklusive). Wie wirkt es sich auf diese Kinderfrau aus, dass auch das vom Jugendamt gezahlte Pflegegeld bei der Ermittlung der Steuerpflicht zu berücksichtigen ist?

Meine Frage zielt auf mehrere Aspekte: Zum einen handelt es sich um ein und dieselbe Tätigkeit, für die finanzielle Leistungen von verschiedener Seite gewährt werden. Grundlage ist das Arbeitsverhältnis, also die nichtselbständige Tätigkeit. Ich würde davon ausgehen, dass alle aus der Betreuungstätigkeit stammenden Einnahmen als Einnahmen aus nichtselbständiger Tätigkeit behandelt werden. Von einem niedersächsischen Finanzamt habe ich hingegen gehört, dass ohne Berücksichtigung des zu Grunde liegenden Rechtsverhältnisses zwischen Eltern und Tagespflegeperson die Leistungen des Jugendamtes nach § 23 SGB VIII als Einnahmen aus selbständiger Tätigkeit anzusehen sind, die Einnahmen aus dem Minijob hingegen als Einkommen aus nichtselbständiger Tätigkeit. 

· Wie ist also die steuerrechtliche Behandlung des Geldes? 

· Wie und wo sind die Einnahmen in der Steuererklärung zu benennen?

· Wie wirken sich die Gelder auf die Sozialversicherung der Kinderfrau aus? 

· Kommen auch erhöhte Kosten / Zahlungen auf die Eltern zu, die ja selbst weiterhin nur Zahlungen in Höhe von weniger als 400,-€ leisten? 

2.)

Eine andere Kindertagespflegeperson hat ebenfalls nur ein Tagespflegeverhältnis, betreut dabei drei Kinder aus einer Familie im Haushalt der Personensorgeberechtigten und ist von diesen angestellt. Durch Umsetzung § 90 SGB VIII und die Betreuung mehrerer Kinder erfolgen keinerlei private Zahlungen von den Eltern an die Tagespflegeperson. Sie erhält ausschließlich Leistungen nach § 23 SGB VIII (laufende Geldleistung) vom zuständigen Jugendamt. 

Auch hier stellen sich uns die o.g. Fragen:

· Wie ist die steuerrechtliche Behandlung des Geldes? 

· Wie und wo sind die Einnahmen in der Steuererklärung zu benennen?

· Wie wirken sich die Gelder auf die Sozialversicherung der Kinderfrau aus? 

· Kommen nun evtl. auch Kosten / Zahlungen auf die Eltern zu, die bisher nur die Unfallversicherungsbeiträge gezahlt haben? …“
Dazu die Antwort der Oberfinanzdirektion (vom 22.04.09):

„… Die von Ihnen dargestellten zwei Beispiele sind aus steuerlicher sicht gleich zu behandeln. In beiden Fällen ist die Kinderfrau als Arbeitnehmerin sowie der Personensorgeberechtigte als Arbeitgeber anzusehen (vgl. § 1 LStDV sowie BMF-Schreiben vom 17.12.2007, BStBl I 2008,17).
Bei den Zahlungen der Personensorgeberechtigten (Arbeitgeber) an die Kinderfrau handelt es sich unzweifelhaft um Arbeitslohn im Sinne des § 2 Abs. 1 LStR. Da die Geldleistungen des Jugendamtes an die Kinderfrau im konkreten Zusammenhang mit der für den Arbeitgeber geschuldeten Arbeitsleitung (Betreuung) stehen, liegt insoweit Arbeitslohn von dritter Seite vor (vgl. Hinweise 19.3 Lohnsteuer-Handbuch 2009).

Der Arbeitgeber hat gemäß § 38 Abs. 3 EStG die Lohnsteuer für Rechnung des Arbeitnehmers bei jeder Lohnfortzahlung einzubehalten. Dies gilt gemäß § 38 Abs.1 Satz 3 EStG auch für den Arbeitslohn von dritter Seite.

… Soweit kein Minijob vorliegt sind sämtliche Einnahmen in der Steuerklärung als „Anlage N Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit“ einzutragen.
Bezüglich der Auswirkungen auf die Sozialversicherung kann ich Ihnen keine Auskunft erteilen, insoweit wenden Sie sich bitte an die zuständigen Sozialversicherungsträger.“

Die Antwort der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See – Minijobzentrale (vom 19.05.09):

„… Nach §14 Abs.1 SGB IV gehören zum Arbeitsentgelt im sozialversicherungsrechtlichen Sinne alle laufenden oder einmaligen Einnahmen aus einer Beschäftigung, gleichgültig, ob ein Rechtsanspruch auf die Einnahmen besteht, unter welcher Bezeichnung oder in welcher Form sie geleistet werden und ob sie unmittelbar aus der Beschäftigung oder im Zusammenhang mit ihr erzielt werden.

Unterliegt die Geldleistung des Jugendamtes der Steuerpflicht, so unterliegt dieses als im Zusammenhang mit der Beschäftigung erzieltes Arbeitsentgelt auch der Beitragspflicht. Überschreitet das Arbeitsentgelt die Geringfügigkeitsgrenze von 400,-€, so ist von einem versicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis auszugehen. 

…
Die Zahlungen des Jugendamtes sind, unabhängig von zusätzlichen Zahlungen des Arbeitgebers (Privathaushalt), als Lohnzahlungen durch Dritte zu bewerten. Der Arbeitgeber hat auch die Lohnsteuer für den Arbeitslohn einzuhalten, der im Rahmen des Arbeitsverhältnisses von einem Dritten gezahlt wird (§38 Abs. 1 Satz 3 EStG). Für die Sozialversicherung gilt entsprechend, dass der Arbeitgeber die Zahlungen der Sozialversicherungsbeiträge zu leisten hat.“

